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»Einer für alle.« – ver.di Handel drängt auf allgemeinverbindliche Tarifverträge

Endlich handeln: 
Tarifschutz für alle!

Moment Mal!
Nun ist die Katze aus dem Sack: Ama-
zon ist vorwiegend ein Unternehmen 
des Onlinehandels – und gesteht das 
mit seinem Beitritt in den Arbeitge-
berverband HDE nun auch ein! Aber 
es ist ein halbherziger Schritt, denn 
zur Bindung an die Flächentarifver-
träge des Einzel- und Versandhandels 
hat sich der Online-Riese nicht ent-
schließen wollen. Wir als ver.di Handel 
sagen dazu: Wer A wie Arbeitgeber-
verband sagt, sollte auch T wie Tarif-
vertrag fol-
gen lassen 
und damit 
endlich sei-
ner Verant-
wortung 
gegenüber 
d e n  B e -
schäftigten 
und der Ge-
sellschaft nachkommen. Es ist ein 
Skandal ersten Ranges, dass der HDE 
seit zwei Jahrzehnten die »OT-Mit-
gliedschaft« ermöglicht – also eine 
ohne Tarifbindung. Amazon hat das 
Angebot dankbar aufgegriffen. Das 
zeugt von fehlendem Verantwor-
tungsbewusstsein, denn »irgendje-
mand«, nämlich die Allgemeinheit, 
muss Dumpinglöhne ja letztlich durch 
Aufstockerleistungen ausgleichen; 
die Unternehmen streichen den Ex-
traprofit gerne ein. Doch die Amazon-
Beschäftigten und ihre Gewerkschaft 
lassen sich das nicht bieten. Wir ma-
chen weiter Druck und streiken für 
die Tarifbindung und einen Tarifver-
trag Gute und Gesunde Arbeit.

S t e f a n i e  N u t z e n b e r g e r 

ist ver.di-Bundesvorstandsmitglied  
für den Handel

Fortsetzung auf Seite 2

Beschäftigte 
von real 
protestieren:
Sie wehren 
sich gegen die 
willkürliche 
Zerschlagung 
des Unterneh-
mens und for-
dern tarifliche 
wie soziale 
Absicherung – 
hier bei einer 
ver.di-Aktion 
vor der Haupt-
versammlung 
des Metro-
Konzerns Mitte 
Februar (siehe 
Bericht auf 
dieser Seite 
unten)

Foto: Dietrich 
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Wer kennt das nicht? Für viele Ein­
zelhandelsbeschäftigte ist oft am 

Ende des Geldes noch jede Menge Mo­
nat übrig. Bei einer fast 50-prozentigen 
Teilzeitquote fallen selbst die tariflichen 
Einkommen äußerst knapp aus. Beson­
ders stark aber macht sich die Tarifflucht 
vieler Arbeitgeber bemerkbar. 

Mittlerweile erhalten in einer der 
wichtigsten Versorgungsbranchen des 
Landes fast eine Million Menschen 
Niedriglöhne. In den neuen Bundes­
ländern trifft das auf die Hälfte des 
Personals im Handel zu – horrende 
Zahlen, die die Bundesregierung 2019 
veröffentlicht hat. Offiziell sind es im 
Einzelhandel 68.000 Betroffene, die 
ihr Arbeitseinkommen mit Hartz IV 
aufbessern müssen. 

»20 Jahre Tarifflucht sind genug«, 
heißt die aktuelle Ansage von ver.di 
im Handel. Unter dem Slogan »Einer 
für alle.« wird ab Mai eine neue Initi­
ative für allgemeinverbindliche Bran­
chentarifverträge gestartet. Sie knüpft 
an die Kampagne aus 2017 an, die in 
Teilen der Politik Wirkung gezeigt hat, 
wie auch in einer Bundesratsinitiative 
zur Stärkung der Tarifbindung deutlich 
wurde. Schließlich sind es nur noch 38 
Prozent der westdeutschen und 25 
Prozent der ostdeutschen Beschäftig­
ten im Einzelhandel, die Tarifgehalt 
bekommen. 

»Unser Ziel ist die Rückkehr zu allge­
meinverbindlichen Tarifverträgen, die 
für alle Unternehmen im Einzel- und 
Versandhandel, aber auch im Groß- und 

Außenhandel gelten«, sagt ver.di-Bun­
desfachgruppenleiter Orhan Akman. 
»Wir wollen Erwerbs- und Altersarmut 
und die katastrophalen Folgen von Ta­
rifflucht und Dumping für die gesamte 
Gesellschaft bekämpfen.« 

ver.di-Initiative: Tarifverträge
für alle verbindlich machen

Auch mit Blick auf die Tarifrunde 2021 
soll auf die Dringlichkeit dieses Anlie­
gens bei Betriebsversammlungen, Kun­
denaktionen, Streiks für Anerkennungs­
tarifverträge und weiteren öffentlichen 
Aktivitäten aufmerksam gemacht wer­
den. »Wir werden auch direkt Kontakt 
zu Verbänden und Politiker*innen auf­
nehmen«, kündigt Akman an. »Tarif­
flucht und Dumpinglöhne im Handel 
machen Städte kaputt, gefährden Exis­
tenzen und verursachen Steuerausfälle 
in Milliardenhöhe. Viele Menschen, die 
täglich hart arbeiten, können nicht von 
ihrem Lohn leben. Dieser Skandal muss 
ein Ende haben.«

ver.di drängt deshalb auf Gesetzes­
änderungen, um die Hürden für allge­
meinverbindliche Tarifverträge – u.a. ein 
faktisches Vetorecht der Arbeitgeber 
– abzubauen. Von den Unternehmern 
und ihren Verbänden wird gefordert, 
ihre Blockadehaltung aufzugeben.

Hintergrund dazu: Seit 20 Jahren 
verschaffen sich Unternehmen durch 
Abkehr von der Tarifbindung Kosten­
vorteile im Verdrängungswettbewerb. 
Ab dem Jahr 2000 führten die Arbeit­

geberorganisationen bei sich Mitglied­
schaften »ohne Tarifbindung« (OT) ein 
– jüngstes Beispiel ist der Onlineriese 
Amazon, der zum Jahresanfang nach 
kontroversen Diskussionen im Handels­
verband HDE aufgenommen worden 
ist. Zeitgleich mit dem Kurswechsel zu 
OT verabschiedeten sich die Arbeitge­
ber vor 20 Jahren von der Praxis, ge­
meinsam mit der Gewerkschaft beim 
Arbeitsministerium die Allgemeinver­
bindlichkeitserklärung (AVE) der aus­
gehandelten Tarifverträge zu beantra­
gen. Bis heute lehnt der Verband die 
AVE strikt ab, obwohl selbst in den 
eigenen Reihen bis hin zum Präsidium 
starke Befürworter zu finden sind. 

Einer der Gründe: Die ruinöse Kon­
kurrenz, bei der auch die Öffnungszei­
ten als teure Waffe eingesetzt werden, 
verzerrt den Wettbewerb und treibt 
viele kleine und mittlere Geschäfte in 
die Pleite. An einigen verödenden deut­
schen Innenstädten ist das besonders 
deutlich abzulesen. 

Um die Erosion der Tarifverträge im 
Handel zu stoppen, fährt ver.di im 
Handel auch in Zukunft mehrgleisig. 
Neben dem Kampf um Tarifverträge in 
einzelnen Unternehmen mit wachsen­
der Mitgliederstärke – etwa bei Ama­
zon, Douglas oder im Dortmunder 
Tedi-Lager – wird die Aufmerksamkeit 
jetzt mit der AVE-Initiative »Einer für 
alle.« erneut auf die Notwendigkeit 
allgemeinverbindlicher Branchentarif­
verträge gelenkt. 

A n d r eas    H a m a n n

die Metro 300 Millionen Euro einstrei­
chen kann. Anfang März wurde die 
Schließung von vorerst sieben Märkten 
bis spätestens Mitte nächsten Jahres 
entschieden: In Bamberg, Deggendorf, 
Augsburg, Papenburg, Rheine, Bad So­
bernheim und in Wildau bei Berlin.

»Es geht um Menschen«

»Das Metro-Management mit Olaf Koch 
an der Spitze lässt sich für die Vernich­
tung von wahrscheinlich mehr als 
10.000 Arbeitsplätzen feiern, und das 
Bundeswirtschaftsministerium sieht 
tatenlos zu, wie tausende Menschen in 

die Arbeitslosigkeit getrieben werden«, 
erklärte ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger nach Bekannt­
werden des Verkaufs Mitte Februar. Der 
GBR-Vorsitzende von real, Werner 
Klockhaus, hatte schon im Januar die 
Befürchtung geäußert, dass der Verkauf 
den schnellen Verlust von 10.000 Ar­
beitsplätzen nach sich ziehen könnte.

Etwa 30 Filialschließungen bestätig­
te der SCP-Verwaltungsratsvorsitzende 
Patrick Kaudewitz – früher Kaufland 
– in einem Schreiben an die real-Be­
schäftigten. Die Metro AG hatte sich 
während des gesamten Verkaufsprozes­

Foto: Dietrich Hackenberg

Ne  u e  E i g e n t ü m e r  w o l l e n  d as   S B - Wa  r e n ha  u s u n t e r n eh  m e n  f i l e t i e r e n

I n ha  lt
	Joint Venture: Im Pharmagroß-
handel zeichnet sich durch das Zusam-
mengehen von Alliance Healthcare 
und Gehe der nächste Konzentrations-
schub ab� Seite 3

	Solidarität: Gewerkschaftsak-
tive aus acht Ländern diskutierten in 
Berlin über ihre Zusammenarbeit ent-
lang der Lieferketten� Seite 4

Protest
ver.di hat unter den Beschäftigten von 
Zara eine Unterschriftenaktion für eine 
Mitgestaltung des digitalen Wandels 
gestartet. Das Unternehmen führt Stück 
für Stück neue Technologien ein. Doch 
Infos darüber, welche Neuerungen 
wann und wie eingeführt werden, gibt 
es nur scheibchenweise oder oftmals 
gar nicht. Betriebsräte und ver.di for­
dern u.a. transparente Konzepte, Be­
schäftigungssicherung, Stärkung des 
stationären Geschäfts, keine Abgrup­
pierungen oder Gehaltskürzungen, kein 
Outsourcing, Erhalt der Tarifbindung 
Einzelhandel sowie Qualifikation und 
Fortbildung. � handel.verdi.de

A k t i o n  b e i  Za  r a

Streikende real-Beschäftigte protes­
tierten Mitte Februar vor dem Ver­

sammlungsraum der Metro-Hauptver­
sammlung, die Arbeitnehmervertreter­
*innen im Aufsichtsrat stimmten gegen 
den Verkauf – doch am Ende setzte sich 
die Arbeitgeberseite mit der Zweitstim­
me des Vorsitzenden denkbar knapp 
durch: 276 real-Märkte gingen an die 
Finanzinvestoren Sistema Capital Part­
ners (SCP), die eine strategische Part­
nerschaft mit den Immobilieninvestoren 
von X+Bricks eingegangen sind. Nach 
monatelanger Ungewissheit müssen 
rund 34.000 Beschäftigte nun um ihre 
wirtschaftliche Zukunft bangen, während 

Für Sozialtarifvertrag bei real



ver.di  Handel NR. 1  |   März 2020Aktuell� Seite 2

 Einzelhandel

Kurz & Knapp

  Tedi-Streik: Auch in diesem Jahr 
setzt ver.di die Streiks im Lager der 
Tedi-Märkte fort. Beschäftigte der 
Dortmunder Logistik Gesellschaft 
(DLG) haben am 30. und 31. Januar 
die Arbeit niedergelegt, um für die 

Anerkennung der Tarifverträge des 
Einzelhandels NRW durch den Arbeit-
geber Druck zu machen. Bereits im 
Dezember hatte es an vier Tagen Ar-
beitskampfaktionen gegeben. 

  Klimastreikende: Die Bewe-
gung »Amazon Employees for Climate 
Justice« (Amazon-Beschäftigte für 
Klimagerechtigkeit) hat sich Mitte 
Februar kritisch zu einer von Konzern-
chef Bezos angekündigten »Kli-
maspende« über 10 Milliarden Dollar 
geäußert. Amazon selbst finanziere 
Think Tanks, welche die Klimakrise 
leugneten und trage auf vielfältige 
Weise zur Umweltverschmutzung bei 
– z.B. durch sehr energieintensive 
Server-Farmen und Cloud-Dienstlei-
stungen. Rund 9.000 Amazon-Be-
schäftigte hatten bereits 2019 einen 
kritischen Brief an Bezos unterschrie-
ben. Zudem beteiligten sich rund 
3.000 Angestellte mit einem Walkout 
am globalen Klimastreik, wie eine 
Aktivistin Anfang Dezember bei 
einem Amazon-Symposium berichte-
te (mehr dazu: handel.verdi.de/the-
men/international).

das Betriebsverfassungsgesetz klar, dass 
Arbeitsentgelte nicht in Betriebsverein­
barungen, sondern in Tarifverträgen 
festgelegt werden«, betont Sabine Gatz, 
die bei ver.di in Niedersachsen und Bre­
men für den Handel zuständig ist. »Und 
das aus gutem Grund: Gewerkschaften 
haben anders als Betriebsräte die Mög­
lichkeit, mit Aktionen bis hin zu Streiks 
für gute Vereinbarungen zu sorgen.« 

In der Gewinnzone

Dass ver.di-Aktive innerhalb kurzer Zeit 
rund 3.000 Unterschriften für die Ta­

men wieder Gewinne und die im Per­
sonalprogramm »Bünting 2020« fest­
geschriebenen Kürzungen laufen Ende 
Mai aus. 3.000 Kolleginnen und Kolle­
gen haben per Unterschrift klargestellt, 
was sie nun erwarten: einen Tarifvertrag 
mit Bindung an den Flächentarif.

Bünting setzt auf eine eigene Ent­
geltstruktur für die rund 12.500 Be­
schäftigten, die in Niedersachsen, Bre­
men und Teilen Nordrhein-Westfalens 
für das Familienunternehmen tätig sind. 
Statt mit der Gewerkschaft will das 
Management die Löhne mit dem Kon­
zernbetriebsrat aushandeln. »Dabei stellt 

D ie Beschäftigten des Lebensmittel­
händlers Bünting (u.a. Famila und 

Combi) haben viel investiert, um ihrem 
Arbeitgeber aus der Klemme zu helfen. 
Drei Jahre lang verzichteten sie wegen 
wirtschaftlicher Probleme auf fünf Pro­
zent ihres Gehalts und arbeiteten un­
entgeltlich eine Stunde pro Woche 
zusätzlich. Jetzt macht das Unterneh­

rifbindung gesammelt haben, zeigt wo 
die Kolleginnen und Kollegen stehen. 
Mit Filialtouren und auf Betriebsver­
sammlungen soll die Belegschaft nun 
weiter aufgeklärt werden. »Wenn wir 
etwas erreichen wollen, brauchen wir 
das Engagement der Beschäftigten«, 
erklärt Gatz. Derzeit verdienen diese 
rund zwölf Prozent weniger als im Flä­
chentarifvertrag. 

»In Ostfriesland ist Bünting einer der 
größten einheimischen Arbeitgeber. Das 
Unternehmen trägt eine soziale Verant­
wortung, die es endlich wieder wahr­
nehmen muss«, fordert die Gewerk­
schafterin. Wirtschaftlich könne Bünting 
sich das durchaus leisten – auch und 
vor allem dank seiner Beschäftigten.

Da  n i e l  Beh   r u z i

Zurück zum Tarif!

D ie Geschäftsleitung des Modefilia­
listen H&M ist offenkundig dabei, 

das Unternehmen grundlegend umzu­
bauen. Doch die Beschäftigten und 
ihre Betriebsräte sind nicht einbezogen. 
So werden viele Filialen geschlossen, 
wenige neu eröffnet, und der Umbau 
zum »Omnichannel«-Händler nimmt 
immer deutlichere Konturen an – also 
die Verknüpfung von stationärem und 
Online-Handel zu einem neuen Ge­
schäftsmodell.

H&M: Erstes 
Gesprächsangebot

»Der Arbeitgeber hat die letzten Jahre 
immer wieder Gespräche und Verhand­
lungen mit dem Gesamtbetriebsrat zur 
Umstrukturierung verweigert«, sagt Da­
miano Quinto, der für ver.di den Gesamt­
betriebsrat betreut. »So hat H&M in 
einer gerichtlich eingesetzten Einigungs­
stelle Anfang 2019 behauptet, hinter 
den Filialschließungen, von denen im­
merhin 1.048 Kolleg*innen betroffen 
sind, stehe keine einheitliche unterneh­
merische Entscheidung, so dass keine 
Verhandlungen mit dem GBR über einen 
Interessenausgleich und Sozialplan er­
forderlich seien.« Beim Umbau zum 
Omnichannel-Handel bestreitet die 

tive mit Damiano Quinto, um gemein­
sam zu besprechen, wie die Beschäf­
tigten wieder ins Agieren gebracht 
werden können.

»Inzwischen planen wir eine Infor­
mations- und Beteiligungskampagne 
für die Beschäftigten«, berichtet Dami­
ano Quinto. »Ideen dafür gibt es reichlich, 
so dass wir bald damit starten werden.« 
Zur Kampagne gehöre auch, die Öffent­
lichkeit zu erreichen wie auch lokale 
Unterstützeraktionen zu initiieren. »Letzt­
lich wollen wir mit all diesen Aktivitäten 
einen Tarifvertrag zu Digitalisierung und 
Guter Arbeit bei H&M durchsetzen«, 
sagt der ver.di-Sekretär.

»Bei uns arbeiten etliche junge Kolleg­
*innen, die nicht viel über die Firmen­
politik von H&M wissen«, sagt Jennifer. 
»Gerade für sie waren die umfassenden 
Informationen wichtig, die der GBR und 
ver.di bei Betriebsversammlungen vor­
getragen haben. Der Arbeitgeber be­
richtet ja nichts über seine Pläne, obwohl 
wir Beschäftigte am meisten davon 
betroffen sind.« Für die Bremerhavener 
ver.di-Aktive ist klar, dass sich so viele 
Kolleg*innen wie möglich an der be­
vorstehenden Kampagne beteiligen 
müssen. »Nur gemeinsam werden wir 
unser Ziel erreichen!«

G u d r u n  G i ese 
Die Digitalisierung macht sich überall im Handel bemerkbar� Foto: panthermedia

Be  t e i l i g u n g s k a m p a g n e  f ü r  Ta  r i f v e r t r a g  w i r d  v o r b e r e i t e t

Foto: Bünting

Foto: Hartmann/nordstadtblogger.de
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Es gilt als Südbadens größtes Gebäu­
de – das Zalando-Lager in Lahr in 

Sichtweite der A15. Hier sorgen 1.300 
Beschäftigte aus 60 Ländern für Kun­
denzufriedenheit in der Online-Waren­
welt. Jetzt lernen sie, wie Interessen­
vertretung funktioniert, denn seit Ende 
Januar gibt es einen 15-köpfigen Be­
triebsrat. »Der war dringend nötig.« 

ver.di-Gewerkschaftssekretär Markus 
Klemt berichtet von Überwachung, 
Leistungskontrollen, restriktiven Pau­
senregelungen, belastenden Arbeits­
bedingungen vor allem für die »Picker«, 
die bestellte Waren zusammentragen. 
Über Arbeitsverhältnisse und Festan­
stellungen würde von Abteilungsleitern 
vielfach »nach Gutsherrenart« ent­
schieden. Keine Betriebsvereinbarung 
– »mit wem auch?« – regelte bislang 
irgendwas. Dass sich nun 76 Prozent 
der Belegschaft an der Betriebsratswahl 
beteiligten, sieht Klemt als einen »Er­
folg beharrlicher, über ein Jahr wäh­

render Aufklärungsarbeit« mit wahl­
vorbereitenden sonntäglichen Treffen, 
mit Info-Material in Arabisch, Franzö­
sisch und Englisch. Trotz Gegenstrate­
gien der Geschäftsleitung mit einer 
»eigenen Wahlliste aus Abteilungslei­
tern« gelang es, über die mit ver.di 
verbundene Liste »Gemeinsam sind wir 
stark« die Mehrheit im Gremium zu 
sichern. Alle drei freigestellten Betriebs­
räte sind ver.di-Mitglieder. Derzeit wird 
der neue Betriebsrat geschult und auf 
seine Aufgaben vorbereitet. Mit ande­
ren Zalando-Betriebsräten sollen Erfah­
rungen ausgetauscht werden. 

Zunehmend erkundigen sich Kolle­
ginnen und Kollegen – bislang sind nur 
wenige organisiert – nach einer Mit­
gliedschaft in der Gewerkschaft. Auf 
einer Betriebsversammlung im Frühjahr 
werden ihre Probleme zusammengetra­
gen. Zu regeln ist offenbar viel. Markus 
Klemt nennt Arbeits- und Pausenzeiten, 
bessere Arbeitsbedingungen und Schrit­
te gegen die Überwachung. Auch ein 
Dauerkonflikt ist zu lösen. Zalando, nicht 
tarifgebunden, orientiert sich am Lo­
gistiktarif. »Wir aber betrachten Zalan­
do als Einzelhändler und fordern deshalb 
den Tarifvertrag Einzelhandel«, nennt 
Klemt das Ziel. »Da sind u.a. die Ar­
beitszeiten günstiger und die Bezahlung 
wesentlich besser.«

 � Bettina Erdmann

Ve  r t e i l z e n t r u m  Lah   r :  E r s t e r  Be  t r i e b s r a t

Wahlerfolg bei Zalando 

W ir haben ein Wörtchen mitzure­
den – das ist die selbstbewusste 

Botschaft der Beschäftigten beim 
schwedischen Möbelgiganten Ikea. 
Denn im Zuge der »Business Transfor­
mation«, der geplanten Umstrukturie­
rung der bundesweit 53 Einrichtungs­
häuser, wird vieles anders werden. Die 
Gewerkschafter*innen und Betriebs­
räte bei Ikea wollen sicherstellen, dass 
dies nicht zulasten der Beschäftigten 
geht – mit einem Tarifvertrag.

Forderungen bei Ikea
zur Umstrukturierung

Ikea setzt verstärkt auf Online. Mög­
lichst schnell sollen Bestellungen übers 
Internet geliefert oder abgeholt werden 
können. Deshalb will das Management 
die Logistikbereiche an den Standorten 
deutlich ausbauen, um die Lieferwege 
zum Kunden zu verkürzen. Im Gegen­
zug werden wohl die Verkaufsflächen 
verkleinert. Zugleich kommen in der 
Beratung verstärkt digitale Endgeräte 
zum Einsatz. All das wirkt sich auf die 
Beschäftigung aus. Für den Ikea-Ge­
samtbetriebsrat ist klar, dass er darauf 
Einfluss nehmen will. Und, dass das 
Mittel der Wahl hierfür nicht eine vom 
Konzern vorgeschlagene Gesamtbe­
triebsvereinbarung, sondern ein Tarif­
vertrag sein soll. 

»Ein Tarifvertrag kann weitergehende 
Rechte und auch finanzielle Fragen re­
geln, anders als eine Betriebsvereinba­
rung«, erklärt Bettina Jürgensen, die 
bei ver.di für Ikea zuständig ist. »Uns 
geht es nicht darum, die Digitalisierung 
zu verhindern – wir sind keine Maschi­
nenstürmer«, stellt sie klar. »Aber sie 
muss so gestaltet sein, dass die Arbeits­
plätze der heutigen Beschäftigten bei 
Ikea erhalten bleiben, keine Abgrup­
pierungen erfolgen und sich die Arbeit 
nicht verdichtet.«

Zunächst soll eine Tarifkommission 
gebildet werden, deren ehrenamtliche 
Mitglieder entscheiden, mit welchen 
Forderungen ver.di in die Verhandlungen 
geht. Klar ist aber wohl, dass die Siche­
rung der Arbeitsplätze und der Tarifbe­
dingungen im Vordergrund stehen wird. 
Falls Tätigkeiten wegen der Umstruk­
turierung wegfallen, müssten die Be­
troffenen qualifiziert und weiterbeschäf­
tigt werden, betont Jürgensen. Zudem 
müssten die Strukturen der Mitbestim­
mung erhalten bleiben, wenn die Ein­
richtungshäuser wie geplant in sieben 
»Market Areas« aufgeteilt werden. 

Wie auch immer die Umstrukturierung 
weitergeht – klar ist, dass die Beschäf­
tigten nur durch eigenes Handeln in 
und mit einer starken Gewerkschaft 
wirksam Einfluss nehmen können. 

� Da  n i e l  Beh   r u z i

I k ea  - Bes   c h ä f t i g t e  w o l l e n  Ta  r i f v e r t r a g 

Herausforderung digital

Geschäftsleitung bis heute eine damit 
verbundene Betriebsänderung.

Ein erstmaliges Gesprächsangebot 
des Arbeitgebers an den Gesamtbe­
triebsrat Anfang des Jahres klammerte 
die Frage einer Betriebsänderung gleich­
falls aus – offensichtlich, um Verhand­
lungen eines Interessenausgleichs und 
eines Sozialplans mit ihm zu verhindern.

»Der Arbeitgeber informiert und be­
teiligt uns Beschäftigte nicht; er gesteht 

uns nur eine Zuschauerrolle zu«, sagt 
Jennifer Steinbeck genannt Meyer, stell­
vertretende Betriebsratsvorsitzende bei 
H&M Bremerhaven sowie Mitglied im 
ver.di-Aktivenkreis zu H&M. »Wir lassen 
uns aber nicht länger in diese passive 
Rolle drängen. Wir wollen mitspielen 
und über Beschäftigungssicherung, 
Arbeitsbedingungen und die geplanten 
Umstrukturierungen mitreden.« Seit 
einigen Wochen treffen sich ver.di-Ak­

Heraus aus der Zuschauerrolle

Fortsetzung von Seite 1

ses vor Verhandlungen mit ver.di und 
den real-Betriebsräten gedrückt. Nach 
wie vor fordert ver.di eine tarifvertrag­
liche Lösung für die Beschäftigten.

SCP und X+Bricks mussten nach dem 
real-Erwerb zunächst die Zustimmung 
der Kartellbehörden zum Geschäft ab­
warten. Die EU-Kommission gab in der 
ersten März-Woche grünes Licht. Mit 
dem endgültigen Vollzug (Closing) 
rechnet Metro für Mai oder Juni. Da­
nach dürfte das Filialnetz schon bald 
zerlegt werden: Im Mittelpunkt steht 
das Immobiliengeschäft. Die Investoren 
wollen einen Großteil der Filialen wei­
terverkaufen, etwa an Edeka und Kauf­
land. Unrentable Geschäfte und die 
Zentrale werden vermutlich schnell 
geschlossen. Lediglich 50 Filialen will 
SCP zwei Jahre lang als real-Märkte 
weiterbetreiben. Aber auch das ist 
keineswegs sicher. »Niemand ist in der 
Lage, ein Unternehmen mit nur 50 
Märkten auf Dauer wirtschaftlich zu 
betreiben«, so ver.di-Bundesfachgrup­
penleiter Orhan Akman. 

Im Mittelpunkt stehe das Immobili­
engeschäft, hieß es in einem ver.di-Flug­
blatt. »Doch für uns geht es um Men­
schen – um Menschenwürde und ech­
te soziale Absicherung!« Die Arbeitge­
berseite weigere sich jedoch bisher, 
»konkrete Zusagen zur Absicherung der 
Beschäftigten zu geben«. ver.di fordert 
von den real-Käufern unter anderem 
einen Sozialtarifvertrag mit Regelungen 
zur Beschäftigungs- und Standortsiche­
rung sowie die Anerkennung der regi­
onalen Flächentarifverträge. Strikt ab­
gelehnt werden Ausgliederungen an 
selbstständige Kaufleute, in deren Läden 
in der Regel kein Tarif gezahlt wird und 
keine Betriebsräte existieren. 

� Gudrun Giese
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Im ohnehin von wenigen Unternehmen 
beherrschten Pharmagroßhandel 

könnte demnächst mit einem Joint Ven­
ture von Alliance Healthcare Deutsch­
land (AHD) und Gehe die Konzentrati­
on einen weiteren Schub erhalten. Die 
jeweiligen Besitzer – Walgreens Boots 
Alliance für AHD und McKesson Cor­
poration für Gehe – kündigten diesen 
Plan Mitte Dezember an.

Joint Venture von
AHD und Gehe geplant

»Erst muss allerdings das Kartellamt 
entscheiden, ob ein Joint Venture die­
ser beiden Wettbewerber zulässig ist«, 
erklärt Siegmar Roder, der in der ver.di-
Bundesfachgruppe Groß- und Außen­
handel (GAH) für die Teilbranche Phar­
magroßhandel zuständig ist. Mit einer 
Entscheidung sei frühestens im Juni zu 
rechnen. Vor zehn Jahren hatte die Be­

hörde die damals geplante Fusion von 
AHD und Sanacorp nur mit der Auflage 
von Schließungen an marktbeherr­
schenden Standorten genehmigt. Da­
raufhin wurde die Fusion nicht umge­
setzt, da es eine Zusage an die Gremien 
gab, keine Standorte zu schließen. Eine 
solche Zusage der beteiligten Unterneh­
men besteht diesmal leider nicht.

»Schon jetzt decken nur fünf Phar­
magroßhändler 94 Prozent des Marktes 
in Deutschland ab«, so Siegmar Roder. 
Es handele sich also um ein klassisches 
Oligopol. Derzeit hat Phoenix 28 Prozent 

der Marktanteile in Deutschland, No­
weda 22,5, Gehe kommt auf 15,5, 
Sanacorp auf 15 und AHD auf 13 Pro­
zent.

Beim geplanten Joint Venture soll AHD 
70 Prozent und Gehe 30 Prozent der 
Anteile einer gemeinsamen GmbH hal­
ten. Durch den Zusammenschluss gäbe 
es dann eine neue Nummer 1 auf dem 
Markt. Das heiße aber nicht, stellt Sieg­
mar Roder fest, dass die beiden Unter­
nehmen nach einer Zusammenführung 
ihres Deutschlandgeschäftes besser 
aufgestellt wären. »Aus meiner Sicht 

tun sich zwei Humpelnde zusammen 
in der Hoffnung, wieder gehen zu kön­
nen.«

Die Rabattschlacht
zeigt Wirkung

Als eigentlicher Grund für das geplante 
Zusammengehen sei die seit Jahren 
»anhaltende Rabattschlacht« anzuneh­
men. »Jeder Marktteilnehmer versucht 
erbittert, seinen Anteil zu erhalten und 
gibt entsprechend hohe Rabatte an die 
19.500 Apotheken weiter.« Inzwischen 



Kurz & Knapp

  Rewe auf Platz 2: Nach Schät-
zungen der »Lebensmittel-Zeitung« 
wird die Rewe Group Ende 2020 hin-
ter der Schwarz-Gruppe (126,9 Mrd. 
Euro Bruttoumsatz) zur neuen Num-
mer zwei im europäischen Lebensmit-
telhandel aufsteigen. Der Umsatz 
dürfte durch die Übernahme des 
Convenience-Großhändlers Lekker-
land zum Ende des Geschäftsjahres 
auf rund 75,6 Mrd. Euro ansteigen 
(gegenüber ca. 60 Mrd. Euro in 2019), 
heißt es. Damit dürften Aldi Nord und 
Süd vom zweiten Platz verdrängt wer-
den. Ebenfalls weiter Boden gutma-
chen wird danach im europäischen 
Lebensmittelmarkt der Online-Händ-
ler Amazon, der seine Platzierung 
voraussichtlich auf Rang 7 hinter Ede-
ka verbessern wird.

N ä c hs  t e r  K o n z e n t r a t i o n ss  c h u b ?  Pha    r m a g r o S S ha  n d e l :
GROSShandel

Kommt der nächste 
Konzentrationsschub?

Die Kommissionierung und Einlagerung im Pharmahandel erfolgt mittels kleiner tragfähiger PCs – sogenannten Handhelds. Rund 150 Mio. Auftragspositionen bearbeitet 
allein Alliance Healthcare Deutschland pro Jahr.� Fotos: Alliance Healthcare

Stellen in noch nicht bekannter Grö­
ßenordnung dürfte die Umstruktu­

rierung beim Baustoffhändler Stark 
Deutschland GmbH kosten. Bereits zum 
31. März sollen die Niederlassungen 
Muffenrohr Albstadt, Raab Karcher 
Heidelberg, Raab Karcher Wittstock 
sowie Sporbenbach Wernigerode we­
gen nicht erreichter Wirtschaftsergeb­
nisse geschlossen werden. Mit der 
schrittweisen Zentralisierung der Ein­
gangsrechnungsprüfung sowie der 
Einkaufsorganisation werden im Verlauf 
des Jahres viele weitere Beschäftigte 
ihre Arbeit am bisherigen Standort ver­
lieren.

Ziel: Interessenausgleich

»Der Gesamtbetriebsrat und der Be­
triebsrat der Zentrale verhandeln derzeit 
über einen Interessenausgleich anläss­
lich der vorgesehenen Betriebsände­

rungen«, sagt Rolf Mootz, der für die 
ver.di-Bundesfachgruppe Groß- und 
Außenhandel den Baustoffhandel be­

treut. Als externes Mitglied des Auf­
sichtsrates setze er sich dafür ein, dass 
die künftige Personalplanung sozialver­

träglich gestaltet werde. Zum 1. Okto­
ber 2019 hatte der deutsche Ableger 
der Stark-Group mit Sitz in Kopenhagen 
Teile der Saint-Gobain Building Distri­
bution Deutschland GmbH übernom­
men. Zur Stark Deutschland gehören 
nun elf Baustoffmarken: Raab Karcher, 
Kluwe, Keramundo, Muffenrohr, Däm­
misol, Saxonia, Fliesen-Discounter, Plat­
ten-Peter, Balzer-Gruppe sowie die 
Fachmärkte Plattform und Sporken­
bach. Insgesamt zählt Stark damit in 
Deutschland laut Angaben auf der Un­
ternehmenswebseite derzeit noch 220 
Standorte mit mehr als 5.000 Beschäf­
tigten.

Sehr viele Standorte und damit ver­
mutlich auch Stellen gehen durch die 
Zentralisierung der Eingangsrechnungs­
prüfung verloren: Beginnend mit der 

Regionalstelle Bayern/Hessen am 1. 
April beginnt die Verlagerung ins zen­
trale Shares Service Center nach Mag­
deburg. Es folgen die Regionalstand­
orte Norddeutschland zum 1. Juni, 
Württemberg zum 1. Juli, Saar/Pfalz/
Baden zum 1. September, Rhein/Ruhr 
zum 1. Oktober und Mitteldeutschland 
zum 1. November. So hat es die Ge­
schäftsleitung von Stark Deutschland 
in einem Rundschreiben an die Beschäf­
tigten im Januar bekanntgegeben. Rolf 
Mootz: »Es wird zwar vielen Beschäf­
tigten ein Arbeitsplatz am zentralen 
Standort angeboten. Doch die damit 
verbundenen räumlichen Veränderun­
gen, etwa ein Umzug von Offenbach 
nach Magdeburg, sind absolut unzu­
mutbar.« Deshalb werde es mit Sicher­
heit viele betriebsbedingte Kündigungen 
geben, die aber auf jeden Fall umfassend 
sozial abgefedert werden müssten.

G u d r u n  G i ese 

Baustoffhandel im Umbruch

Langfristige Tarifbindung bei Selgros

Von Schließung betroffen� Foto: Hamann
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könnten die Pharmagroßhändler in 
Deutschland durch diesen ruinösen 
Wettbewerb faktisch kein Geld mehr 
verdienen; Gewinne würden im Aus­
landsgeschäft erzielt.

Völlig unklar ist derzeit, wie sich eine 
mögliche Fusion auf die Standorte von 
AHD und Gehe (24 bzw. 18) sowie auf 
die Beschäftigtenzahl (2.200 und 2.300) 
auswirken würde. Die ver.di-Unterneh­
mensbetreuer Siegmar Roder und Jörg 
Lauenroth-Mago stimmen sich seit der 
Ankündigung des geplanten Joint Ven­
tures eng mit den Gesamtbetriebsräten 
beider Unternehmen ab. »Ziel muss der 
Erhalt möglichst vieler Standorte und 
Beschäftigungsverhältnisse sein.« Die 
Wirtschaftsausschüsse beider Unterneh­
men haben einen umfangreichen Fra­
genkatalog erstellt und erwarten nun 
zügig Antworten etwa zur künftigen 
Niederlassungsstruktur. 

G u d r u n  G i ese 

Gute Nachrichten gab es für die ver.di-
Mitglieder unter den Beschäftigten 

der Sparte Selgros Cash&Carry im Un­
ternehmen Transgourmet: Bereits im 
November konnte die ver.di-Tarifkom­
mission aushandeln, dass der Sozialta­
rifvertrag von 2016 auch über den 31. 
Dezember 2020 hinaus gültig bleibt.

Konkret bedeutet das fortdauernde 
Geltung der mit ver.di abgeschlossenen 
Flächentarifverträge des Groß- und Au­
ßenhandels bei Lohn und Gehalt eben­
so wie bei allen übrigen Tarifregelungen. 
»Damit ist auch gesichert, dass ver.di-Mit­
glieder einen einklagbaren Rechtsan­

spruch auf die tariflichen Leistungen 
haben und somit für die kommenden 
Jahre die sozialen und finanziellen Rah­
menbedingungen mit den Anpassungen 
nach den jeweiligen Tarifabschlüssen 
weitergelten«, stellt Rolf Mootz, Be­
treuungssekretär für die Selgros-Be­
schäftigten aus der ver.di-Bundesfach­
gruppe GAH, fest.

Gewerkschaftseintritt
lohnt sich allemal

So konnten die Selgros-Beschäftigten 
dank dieser Vereinbarung auch gleich 

von der tariflichen Sonderzahlung 
(Weihnachtsgeld) für 2019 profitieren. 
Obwohl nur Gewerkschaftsmitglieder 
nach § 4 Tarifvertragsrecht ein verbrief­
tes Recht auf diese Zahlung haben, 
erhielten auch die nicht in ver.di orga­
nisierten Beschäftigten dieses Geld. Rolf 
Mootz: »Das zahlt der Arbeitgeber aber 
nicht, weil er so sozial ist und alle gleich 
behandelt. Er will lediglich dafür sorgen, 
dass es kein Extraargument für den 
Gewerkschaftseintritt gibt.« Doch aus 
Beschäftigtensicht lohne sich ein Beitritt 
allemal, denn nur viele Mitglieder hel­
fen, so gute Tarifvereinbarungen wie 

für die Selgros-Beschäftigten durchzu­
setzen.

Ebenfalls fortgeschrieben wurde der 
Tarifvertrag »alternative Betriebsrats­
strukturen«, der die Mitbestimmungs­
rechte der Beschäftigten in der Trans­
gourmet-Gruppe sichert. So wird es 
weiterhin einen übergeordneten Unter­
nehmensbetriebsrat sowie die Sparten­
betriebsratsorganisationen für die ein­
zelnen Standorte und Unternehmens­
bereiche geben. 

Diese Organisationsform habe sich 
in der Vergangenheit bewährt, sagt Rolf 
Mootz. 	�  GG

Foto: Hamann
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A ls vor wenigen Jahren bei H&M in 
Deutschland aktive Betriebsräte 

entlassen werden sollten, gab es nicht nur 
hierzulande Proteste. Sogar in Indien 
wandten sich Gewerkschaftsaktive an 
das örtliche Management und drohten 
mit Streik. Die internationale Solidarität 
hatte Erfolg, der Modekonzern musste 
die Kündigungen zurücknehmen.

Daran erinnerte in Berlin die indische 
Gewerkschafterin Dithhi Bhattacharya. 
Sie war eine von insgesamt rund 140 
Gewerkschaftsaktiven, Betriebsräten 
und Fachleuten aus der Wissenschaft, 
die im Berliner ver.di-Haus Ende Januar 
zu einer Tagung über die »Möglichkei­
ten der betrieblichen und gewerkschaft­
lichen Interessenvertretung zur Durch­
setzung von Arbeits-und Menschen­
rechten entlang von Wertschöpfungs­
ketten und innerhalb transnationaler 
Unternehmen« zusammengekommen 
waren, die von ver.di gemeinsam mit 
dem internationalen Netzwerk tie glo­
bal und der Friedrich-Ebert-Stiftung 
durchgeführt wurde.

Hinter dem langen Veranstaltungsti­
tel verbargen sich zwei Tage voller span­
nender Diskussionen mit Teilnehmenden 
aus Sri Lanka, Bangladesch, Indien, Süd­
afrika, Kolumbien, Spanien, Brasilien und 
Deutschland. Allen gemein war, dass 
sie an einer Stelle der internationalen 

Lieferketten tätig sind, die zum Beispiel 
vom Anbau der Orangen in Südamerika 
bis zum Verkauf des Saftes in hiesigen 
Supermärkten oder von den Textilfab­
riken in Asien bis zu Modehäusern in 
deutschen Großstädten reicht.

An starken Gewerkschaften
führt kein Weg vorbei

Überall auf diesem Weg müsse der 
Mensch im Mittelpunkt stehen, forderte 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefa­
nie Nutzenberger in ihrem einleitenden 
Statement. Tatsache sei jedoch, dass 
sowohl in Bangladesch wie auch hier­
zulande eher im Interesse der Kapital­
interessen gehandelt werde. Dr. Heiner 
Köhnen von tie global ergänzte, dass 
– da sich die internationalen Konzerne 
ganz selbstverständlich organisieren – 
dies auch die Beschäftigten über alle 
Grenzen hinweg tun müssten. Gemein­
sames Ziel sei es, »den Mächtigen das 
Fürchten zu lehren«, so Köhnen.
Valter Sanches, Generalsekretär der glo­
balen Gewerkschaftsföderation Indus­
triAll, griff diesen Gedanken auf und wies 
darauf hin, dass sich in vielen Ländern 
die Regierungen an einem Wettlauf um 
die billigsten Arbeitskräfte beteiligen. 
Dithhi Bhattacharya ergänzte, dass es 
auch darum gehen müsse, sich von 

traditionellen Charity-Maßnahmen des 
Nordens für den Süden zu befreien. Es 
gehe um wirkliche Solidarität der Be­
schäftigten und ihren Zusammenschluss 
überall auf der Welt. Dabei müsse klar 
sein, dass dies auf den Widerstand der 
globalen Konzerne stoßen werde, weil 
jede Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen ihre Gewinne schmälere.

Die indische Gewerkschafterin erteil­
te auch Kampagnen eine Absage, die 
darauf abzielen, dass die Konsumenten 
einen oder zwei Euro mehr für ihre Pro­
dukte zahlen. Es könne nicht darum 
gehen, dass die Kosten für eine Ver­
besserung der Bedingungen in den Be­
trieben auf die Arbeiterklasse abgewälzt 
werden, weder in Asien noch in Europa. 
Es gehe deshalb kein Weg an starken 
Gewerkschaften vorbei.

Raum zur intensiveren Diskussion gab 
es in verschiedenen Arbeitsgruppen. So 
wies Mirko Herberg von der Friedrich-
Ebert-Stiftung in einer Runde über die 
Bedeutung internationaler Abkommen 
und globaler Branchentarifverträge da­
rauf hin, dass solche Instrumente wert­
los seien, wenn ihre Einhaltung nicht 
durch Organisationsmacht durchgesetzt 
werde. In einer anderen AG diskutierten 
Kolleginnen und Kollegen aus Kolumbien, 
Brasilien, Sri Lanka und der Bundesre­
publik über »Gesundheitsmapping« als 
Werkzeug zur Verbesserung der Arbeits­
bedingungen. Sandra Trilikovski von der 
brasilianischen Landarbeitergewerk­
schaft Botucatu berichtete, wie ihre 
Organisation die Beschäftigten in ihrer 
Mittagspause über körperliche Be­
schwerden befragte und dadurch ein 
Bild der Gesundheitsgefährdung auf 

den Plantagen erstellen konnte. Auf 
dieser Grundlage wurden dann Forde­
rungen an das Unternehmen erhoben.

»Unsere Exit-Strategie bei 
Amazon ist der Tarifvertrag«

Eine Kollegin von Zara aus Deutschland 
schilderte daraufhin, wie auch in ihren 
Filialen die Beschäftigten nach Be­
schwerden befragt wurden und so Pro­
bleme sichtbar gemacht wurden. Es 
habe sich herausgestellt, dass die Ver­
käuferinnen in Deutschland teilweise über 
die gleichen körperlichen Beschwerden 
klagten wie ihre als Näherinnen in Sri 
Lanka arbeitenden Kolleginnen. So öff­
neten sich Möglichkeiten, gemeinsam 
vom Konzern eine Verbesserung der 
Bedingungen einzufordern. Das zeige, 
wie »Mapping« ein perfektes Instru­
ment sei, um die Menschen miteinander 
zu verbinden – sowohl die Beschäftigten 
in einem Betrieb als auch die an den 
verschiedenen Enden der Lieferkette.

Mit dem Online-Riesen Amazon be­
fasste sich eine weitere Arbeitsgruppe. 
Sie kam zu dem Ergebnis, dass die in­
ternationale gewerkschaftliche Vernet­
zung inzwischen sehr viel intensiver 
geworden ist – bis hin zu gemeinsam 
abgestimmten Arbeitskampfaktionen. 
ver.di-Bundesfachgruppenleiter Orhan 
Akman kündigte an, dass die Streikbe­
wegung konsequent fortgesetzt und 
durch »andere, breitere Bündnisse« 
flankiert werden soll. Ansatzpunkte 
finden sich in der Strategie des Konzerns, 
viele Standards aggressiv abzusenken 
– Stichworte sind u.a. Steuervermeidung, 
Datenschutz-, Beschaffungs- und Um­

weltpolitik. »Nach sieben Jahren Ar­
beitskampf bei Amazon werden wir 
nicht die weiße Fahne hissen«, beton­
te Akman. »Unsere Exit-Strategie ist der 
Tarifvertrag.«

Stefanie 
Nutzenber­
ger fasste die 
Ergebnisse 
der Ta­
gung mit 
den Wor­
ten zu­
sammen, 
dass wir bei 
ver.di »nicht 
die Helfenden 
für andere sind, 
sondern wir gemeinsam dafür eintreten, 
die Arbeitsbedingungen überall zu ver­
bessern«. Das ist auch der Tenor des 
»Berliner Manifests«, das zum Abschluss 
von allen Teilnehmmenden verabschie­
det wurde und in dem die gemeinsamen 
Kernforderungen zusammengefasst 
sind: Menschenwürdige und existenz­
sichernde Löhne und Sicherheit im 
Alter, gute und gesunde Arbeitsbedin­
gungen, tarifvertragliche Regelungen, 
das Zugangsrecht der Gewerkschaften 
und ihrer Vertretungen in allen Unter­
nehmen und Betrieben, wirksame Maß­
nahmen gegen sexuelle oder rassistische 
Übergriffe, Diskriminierung und Aus­
beutung sowie gleichen Lohn für glei­
che Arbeit überall.

A n d r é  S c hee   r 

Das »Berliner Manifest« gibt es hier 
zum Download: handel.verdi.de/ 

themen/international
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Neue Angriffe aus dem Unternehmer­
lager auf den arbeitsfreien Sonntag 

haben heftigen Widerspruch bei der »Al­
lianz für den freien Sonntag« ausgelöst. 
Das Bündnis wendet sich insbesondere 
dagegen, dass der Handelsverband HDE 
und die FDP eine Änderung des Grund­
gesetzes fordern, um die darin geschütz­
te Sonntagsruhe auszuhebeln. HDE-Haupt­
geschäftsführer Stefan Genth beklagte, 
dass viele – offenkundig rechtswidrige 
– Ausnahmegenehmigungen von ver.di 
und der gewerkschaftlich-kirchlichen 
Sonntagsallianz »weggeklagt« werden. 

Wenige Wochen nachdem der Online-
Händler Amazon Mitglied im HDE ge­
worden sei, dränge sich der Eindruck einer 
»schnell gemeinsam verabredeten Aktion 
gegen die verfassungsrechtlich geschütz­
te Sonntagsruhe auf«, heißt es in einer 
ver.di-Information. Das eigentliche Ziel sei 
offenbar die völlige Freigabe der Arbeit 
an Sonn- und Feiertagen. 

Amazon versteht das
Wort »rechtswidrig« nicht

Dafür spricht auch, dass Amazon bis 
zur höchsten Instanz gegen das 2015 an 
zwei Adventssonntagen gerichtlich ver­
hängte Arbeitsverbot im Versandzen­
trum Rheinberg vorgehen will. Zuletzt 

die Verkaufsflächen als auch die Öff­
nungszeiten sind extrem ausgeweitet 
worden. Die Umsätze werden umverteilt 
und schon zigtausende Geschäfte, die 
sich die längere Öffnung finanziell nicht 
leisten können, mussten aufgeben. 

Neueste Umfragen – u.a. »Konsum­
barometer Europa« – haben ergeben, 
dass der stationäre Handel gerade bei 
der jungen Generation große Chancen 
hat. Sie fordern mehr Digitalisierung 
im Laden und mehr Service. Durch aus­
reichend Fachpersonal sowie Beratungs­
qualität und innovative Konzepte könn­
ten sich die Innenstadtläden deutliche 
Vorteile verschaffen. 

Und der angebliche Online-Wettbe­
werbsvorteil? Auch für den Onlinehan­
del gilt das sonntägliche Verkaufsverbot. 
Die Unternehmen dürfen an diesem Tag 
keine Ware kommissionieren und ver­
senden. Onlinebestellungen vom Sonn­
tag werden erst am Montag bearbeitet. 

»Wir werden den arbeits
freien Sonntag verteidigen«

Orhan Akman, bei ver.di verantwortlich für 
den Einzel- und Versandhandel, weist 
die Darstellung zurück, dass das Verbot 
der Sonntagsöffnungen den stationären 
Handel benachteilige. »Jede Lockerung 

hatte das Oberverwaltungsgericht für 
Nordrhein-Westfalen mit Sitz in Münster 
im Dezember 2019 die damals vom 
Regierungspräsidium Düsseldorf erteilten 
Ausnahmegenehmigungen für rechts­
widrig erklärt. Dagegen haben Amazon 
und das Land NRW kürzlich Revision 
beim Bundesverwaltungsgericht in Leip­
zig eingelegt, um eine Grundsatzent­
scheidung herbeizuführen.

Bundesweit hatte Amazon 2015 für 
mehrere Versandzentren Ausnahmerege­
lungen für Sonntagsarbeit in der Vor­
weihnachtszeit erhalten. Dagegen war 
ver.di erfolgreich juristisch vorgegangen. 

Sowohl der Arbeitgeberverband HDE 
als auch die FDP wollen Sonntagsarbeit 
ohne konkreten Anlass erlauben. Dafür 
sollen Scheinbegründungen wie »eine 
Belebung der Innenstädte« herhalten 
können. In einem Brief an Innenminis­
ter Seehofer hat die Spitzenorganisation 
der Händler die Ausweitung der Sonn­
tagsöffnungen im Einzelhandel als Mittel 
gegen die Online-Konkurrenz und gegen 
das Ladensterben beworben. Nur auf 
diese Weise könnten die Innenstädte 
gerettet werden, wird darin behauptet. 

Die Fakten sprechen eine andere Spra­
che: So heizen die tonangebenden Un­
ternehmen im Handel seit Jahren den 
Verdrängungswettbewerb an. Sowohl 

des Sonntagsschutzes heizt nur den Ver­
drängungswettbewerb im Handel an und 
verschlechtert das Leben der Beschäftig­
ten.« Die Bundesallianz für den freien 
Sonntag sei entschlossen, die durch 
unsere Verfassung geschützte Sonn­
tagsruhe auch gegen die neuen Angriffe 
zu verteidigen. 

»FDP und HDE agieren mit ihrem Vor­
stoß wie Verfassungsfeinde«, kritisiert 
Stefan Eirich, Bundespräses der Katho­
lischen Arbeitnehmerbewegung (KAB). 
»Eine allgemeine Abschaffung des Sonn­
tagsschutzes hätte zur Folge, dass am 
Ende alle darunter leiden, auch der sta­
tionäre Einzelhandel. Dann würden die 
Pakete aus dem Onlinehandel auch am 

Sonntag zugestellt werden«, betont 
Gudrun Nolte, Vorsitzende des Evan­
gelischen Verbandes Kirche-Wirtschaft-
Arbeitswelt (KWA). »HDE und FDP den­
ken hier einfach zu kurz. Wir werden 
den Sonntag verteidigen!«

Zu den vielen Initiativen der Bundes­
allianz ist jetzt eine weitere hinzuge­
kommen: Bei der UNESCO hat sie den 
Antrag gestellt, dass der arbeitsfreie Sonn­
tag in die Liste des immateriellen Kultur­
erbes für Deutschland aufgenommen wird. 
In dieser Liste der UNO-Sonderorganisa­
tion für Bildung, Wissenschaft und Kul­
tur sind u.a. bereits die Genossenschafts­
idee und der rheinische Karneval ver­
zeichnet.� Andreas Hamann
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